Bleiberecht heimlich abgeschafft: 

Yeziden droht nach 21 Jahren Abschiebung in die Türkei

„Ich beabsichtige daher, die Verlängerung Ihrer Aufenthaltserlaubnis abzulehnen und Sie unter Androhung der Abschiebung zur Ausreise aufzufordern. Dasselbe gilt für die Aufenthaltserlaubnisse Ihrer Ehefrau und der gemeinsamen Kinder ...“

Das ist der Kernsatz eines Briefes, den Aydin G. und seine Familie  von der Ausländerbehörde des Landkreises Hildesheim erhielt. Die Betroffenen, Yeziden aus der Türkei, leben seit 26 Jahren  in Deutschland, zogen Kinder auf, die teilweise eingebürgert sind, aber vor allem: Sie erhielten 1990 in Niedersachsen ein Bleiberecht, das ihr ganzes Leben gelten sollte. 

Doch davon ist in dem Brief keine Rede. „Als sorgeberechtigte Elternteile eines minderjährigen ledigen Deutschen sind Sie und Ihre Ehefrau im Besitz von Aufenthaltserlaubnissen gemäß § 28 Abs. 1. S. 1 Nr. 3 Aufenthaltsgesetz“, und zwar „befristet“ bis 23. Juni:  Denn „die Voraussetzung zur Verlängerung der Ihnen bisher auf dieser Grundlage erteilten Aufenthaltserlaubnisse liegen mit Eintritt der Volljährigkeit Ihres Kindes nicht mehr vor.“ Ein Aufenthaltsrecht aufgrund anderer Rechtsgrundlagen sei „nicht erkennbar.“

Und dann wünscht der Verfasser auf seine Weise fröhliches Kofferpacken: „Sie haben nunmehr ausreichend Gelegenheit, die gemeinsame Ausreise nach dem 23.06.2012 mit Ihrer Ehefrau und den beiden genannten Kinder vorzubereiten.“  Klage ist eingereicht.

So funktioniert  der Trick, um das Bleiberecht auszuhebeln: Von den Betroffenen unbemerkt wird die Angabe der Rechtsgrundlage im Pass geändert.  Ab 2005 findet sich unter „Aufenthaltserlaubnis“ der Hinweis „gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG“. Maßgebend  beim Bleiberecht ist jedoch  § 23 Abs. 1. So einfach geht das: Man ändert den Eintrag, sagt aber kein Wort, und futsch ist das Bleiberecht.  Kein Einzelfall, wie sich mittlerweile herausstellt. Auch der Bruder von Aydin G. hat eine solche Aufenthaltserlaubnis, sein jüngstes eingebürgerte Kind wird in zwei Jahren 18. 

§ 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG regelt den Aufenthalt von ausländischen Eltern, deren Kinder die deutsche Staatsangehörigkeit haben. Wenn der Aufenthalt der Eltern allein darauf beruht, ist mit der Volljährigkeit die Rechtsgrundlage entfallen. Nicht eingebürgerte Kinder wie bei Aydin G. (vier bzw. sieben Jahre alt) werden dann schlicht mit abgeschoben.  

In anderen Fällen wurden andere Paragraphen gegen den 23 Abs. 1 eingewechselt, so § 25 Abs. 4 Satz 2, wonach das Verlassen der Bundesrepublik eine Härte wäre,  oder § 25 Abs. 5 für einen vorübergehenden Aufenthalt, eine Art Duldung. Die Vorgehensweise ist stets gleich: Es gibt keine Information, keinen Hinweis, von Anhörung und Bescheid ganz zu schweigen.

Offenkundig rechnen die Behörden damit, dass die Betroffenen Änderungen in den Personaldokumenten  nicht bemerken – mit Recht.  Die erste Generation der Flüchtlinge  hat häufig in den Herkunftsländern nie eine Schule besuchen können. 

Auf die Bestandskraft eines solchen heimlichen „Verwaltungsaktes“ werden sich Behörden  nicht berufen können, er dürfte aufgrund schwerster Verfahrensfehler nichtig sein. Die Betroffenen dürfen  auf die Rechtstreue der Behörden vertrauen. 

Doch das hilft Aydin G. und seiner Familie noch nicht weiter. Denn wie zufällig erhielten die Behörden, die den Paragraphen-Wechsel zum Teil schon seit 1997 betrieben haben, 2009 einen Verbündeten: das Bundesverwaltungsgericht. 

Dieses Gericht hat in einem Urteil  ganz nebenbei  das Bleiberecht  von 1990 für Christen und Yeziden aus der Türkei sowie Kurden und Palästinenser aus dem Libanon   abgeschafft.  Einige wenige Zeilen genügten dem BverwG in seinem Urteil 1 C 40.07 vom 27.01.2009, das wohlgemerkt lebenslange Bleiberecht zu Lebzeiten der Betroffenen für beendet zu erklären.  Es ging in dem Verfahren um Ahmed Siala, den Ehemann der Libanesin Gazale Salame, die vor sieben Jahren auf spektakuläre Weise mit Kleinkind und hochschwanger  in die Türkei abgeschoben worden war. Er  sei in Deutschland verwurzelt, befand das BverwG. Auf das Bleiberecht könne er sich allerdings nicht berufen. Die  Vorinstanzen VG Hannover und OVG Lüneburg hatten dieses Recht nicht in Frage gestellt. 

In dem Abschnitt des Urteils, das sich auf das Bleiberecht bezieht, erklärt das Gericht, das Land Niedersachsen hätte zwar vor 1991 noch selbst über Bleiberechte entscheiden können. Weil aber seit 1991 das Einvernehmen des Bundesinnenministers vorgeschrieben ist,  habe es im Ausländergesetz Übergangsvorschriften für die weitere Erteilung der Aufenthaltstitel gegeben. Im Aufenthaltsgesetz 2005 gebe es diese Übergangsvorschriften nicht mehr. Das Einvernehmen des Bundesinnenministers für die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnisse sei im Gesetz ab 2005 daher entfallen. Also sei es mit dem lebenslangen Bleiberecht schon zu Lebzeiten vorbei.

Daran stimmt nichts. Alle Übergangsvorschriften im Ausländergesetz 1991 und im Aufenthaltsgesetz von 2005 regeln nur  die Bezeichnungen der Aufenthaltstitel („gilt fort als...“). Keine dieser Vorschriften enthält auch nur andeutungsweise irgendwelche Bestimmungen, die  das weitere Aufenthaltsrecht von Personen regeln. Der Erlass von 1990 ist übrigens im Mai 1991 auf der Innenministerkonferenz nahezu wortgleich von allen Bundesländern übernommen worden. 

Wie das Gericht zu seiner Auffassung gekommen ist, bleibt rätselhaft. Denn klar ist, dass nicht einmal der Gesetzgeber selbst nachträglich das Einvernehmen des Bundes zu einer Entscheidung verlangen könnte, die das Land damals selbständig treffen durfte. Das wäre ein unzulässiger Eingriff in die Kompetenz eines Exekutivorgans. Anders formuliert: Der Bund selbst darf eine rechtmäßige Entscheidung eines Bundeslandes nicht nachträglich aufheben und ohne jeden sachlichen Grund fordern, dass Menschen mit Bleiberecht abgeschoben werden. An dergleichen hat der Gesetzgeber auch nicht gedacht. Hier haben jedoch Bundesrichter  – ungefragt und ohne Rechtsgrund – in die Kompetenz der Exekutive und in das Existenzrecht der Betroffenen eingegriffen. Den Grundsatz des Vertrauensschutzes erwähnt das Gericht mit keinem Wort.

Inzwischen sind weitere Verfahren anhängig bzw. in Vorbereitung. In einem ersten Urteil hat das   Verwaltungsgericht Oldenburg den Klägern recht gegeben und deutliche Zweifel am Bundesverwaltungsgericht geäußert. Das Urteil  11 A 3167/10 vom 22.06.2011, ist zu finden unter  

http://www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=MWRE110002061&st=null&showdoccase=1
Dringend wird allen Bleiberechtlern  geraten, in ihren Pässen oder Ausweisen nachzusehen, welcher Paragraph bei der Aufenthaltserlaubnis angegeben ist. Richtig ist § 23 Abs. 1. Alles andere sollte nicht hingenommen werden. § 28 kann zur Abschiebung führen. 
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